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EILMELDUNG – DRINGENDER HANDLUNGSBEDARF
für 50%ige Gesellschafter-Geschäftsführer?

Seit inzwischen mehr als 45 Jahren richtet sich die
Frage, ob eine Person als Arbeitnehmer oder Selb-
ständiger anzusehen ist, nach § 7 Abs. 1 des 4. So-
zialgesetzbuch.

Trotzdem hat sich die Rechtsprechung dazu im
Laufe der Jahre, insbesondere seit 2012, erheblich
verschärft.

Die Entscheidung

Die Krone hat dem Ganzen jetzt das Sozialgericht
Neubrandenburg aufgesetzt. Nach einer Entschei-
dung vom 10.09.2024 ist ein Gesellschafter-Ge-
schäftsführer mit einem Anteil von 50% als ab-
hängig beschäftigt anzusehen und daher ver-
pflichtet, in die gesetzliche Sozialversicherung
einzuzahlen (Aktenzeichen S 7 BA 7/23).

Zur Begründung wird ein Urteil des Bundessozial-
gerichts herangezogen (vom 01.02.2022 - B 12 KR
37/19 R). Erstaunlicherweise heißt es in dieser Ent-
scheidung ausdrücklich, dass eine Beteiligung am
Gesellschaftskapital von 50% ausreichend für eine
SV-Befreiung ist. Trotzdem urteilt nun das SG Neu-
brandenburg, dass auch bei einem 50%igen GGF
eine SV-Pflicht gegeben ist.

Bewertung

Wir halten die Entscheidung für falsch, sie wider-
spricht der aktuellen Ansicht des Bundessozialge-
richts. Wäre dies richtig, würde es keine echten
gesellschaftsrechtlichen Partnerschaften mehr ge-
ben, denn immer müsste ein Gesellschafter das
Letztentscheidungsrecht haben.

Trotzdem handelt es sich um eine Entscheidung
der Sozialgerichtsbarkeit, die möglicherweise eine
Trendwende ankündigen könnte. Bisher war es
immer so, dass die Rentenversicherung solche
Entscheidungen zum Anlass genommen hat, die
Praxis bei Betriebsprüfungen zu verschärfen. Dann
könnten bei den nächsten turnusmäßigen

Betriebsprüfungen SV-Beiträge auch für 50%ige
GGF nachverlangt werden.

Das gilt auch für Personen, die als minderbetei-
ligte GGF tätig sind, aber eine Sperrminorität ha-
ben.

Handlungsempfehlung

Ein Statusbescheid der Clearingstelle sichert den
SV-Status dauerhaft, solange sich an den Verhält-
nissen nichts ändert.

Wir empfehlen daher jedem 50%igen GGF, ein
Statusfeststellungsverfahren jetzt noch durchzu-
führen. Wir gehen davon aus, dass diese Recht-
sprechung noch nicht angewandt wird, da das Ur-
teil vermutlich noch nicht rechtskräftig ist.

Angebot

Gern können wir ein solches Verfahren für Sie
durchführen. Dazu bereiten wir die entsprechen-
den Fragebögen vor (V0027 und C0032), stellen
den Antrag bei der Clearingstelle der Rentenversi-
cherung nach § 7a SGB IV und begleiten das Ver-
fahren bis zu einem Statusbescheid. Der Bescheid
wird geprüft und mit einer Bewertung an Sie über-
sandt.

Diese Leistung erbringen wir zu einem Pauschal-
festpreis von EUR 400,00 netto.

(Hinzu kommen – wie immer – 4% Post- und Tele-
kommunikationspauschale sowie die gesetzliche
Mehrwertsteuer).

Sollten Sie daran ein Interesse haben, senden Sie
uns bitte ein Mail, sie erhalten dann die notwendi-
gen Unterlagen
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